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(Entwicklungshilfe-Steuergesetz) 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Beyer (Frankfurt) 


Die Beratungen über den Entwurf eines Gesetzes 
über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von 
privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
(Entwicklungshilfe-Steuergesetz) durch den federfüh- 
renden Finanzausschuß und die mitberatenden Aus- 
schüsse (Ausschuß für Entwicklungshilfe und 
Außenhandelsausschuß) sind am 28. November 1963 
abgeschlossen worden. Die beteiligten Ausschüsse 
sind dabei übereinstimmend zu dem Ergebnis ge- 
kommen, dem Bundestag grundsätzlich die Zustim- 
mung zur Regierungsvorlage vorzuschlagen. Sie sind 
mit der Bundesregierung der Auffassung, daß die 
aus Öffentlichen Mitteln geleisteten Entwicklungs- 
hilfen (Kapitalleistungen und technische Hilfe) der 
Ergänzung durch entsprechende Leistungen der 
privaten Wirtschaft bedarf und daß eine Verstär- 
kung dieser Leistungen angestrebt werden muß. Im 
Hinblick auf die besonderen Risiken, die mit Ka- 
pitalanlagen in Entwicklungsländern verbunden 
sind, sind die beteiligten Ausschüsse mit der Bundes- 
regierung der Auffassung, daß die in § 34 d EStG 
für diese Kapitalanlagen vorgesehenen steuerlichen 
Vergünstigungen einer Verbesserung bedürfen. 

Die beteiligten Ausschüsse haben die von der 
Bundesregierung im Entwicklungshilfe-Steuergesetz 
vorgeschlagenen Vergünstigungen für Kapitalan- | 
lagen in Entwicklungsländern (Zulassung eines ver- 
bleibenden Bewertungsabschlags von 15 v. H.; Er- 
höhung der daneben zulässigen steuerfreien Rück- 
lage auf 50 v. H. der um den Bewertungsabschlag 
verminderten Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten; Erweiterung des Auflösungszeitraums für 
die steuerfreie Rücklage; Verzicht auf die sofortige 


Besteuerung aufgedeckter stiller Reserven bei Ka- 
pitalanlagen in Form von Sacheinlagen) eingehend 
geprüft und sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
sie sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach an- 
gemessen sind. 

Lediglich in den folgenden Punkten halten sie 
Änderungen und Ergänzungen des Gesetzentwurfs 
für erforderlich: 

1. Alle beteiligten Ausschüsse sind der Auffassung, 
daß die Geltdungsdauer des Gesetzes befristet 
werden muß. Im Hinblick auf die langwierige 
Vorbereitung, die Kapitalanlagen in Entwick- 
lungsländern erfordern, darf die Geltungsdauer 
jedoch nicht zu kurz bemessen werden. Die Aus- 
schüsse haben deshalb beschlossen, die Geltungs- 
dauer des Gesetzes auf fünf Jahre bis zum 31. De- 
zember 1967 zu befristen (§ 1 Abs. 1 Satz 1). 

2. Unter die Begünstigung fallen auch Investitionen 
in Schiffahrtsunternehmen in Entwicklungs- 
ländern. Um sicherzustellen, daß die Begünsti- 
gungen nicht auch für die Gründung oder Er- 
weiterung von Unternehmen der Seeschiffahrt in 
den Ländern der sog. billigen Flaggen gewährt 
werden, sind alle Ausschüsse der Auffassung, 
daß die Begünstigung von Investitionen in Unter- 
nehmen der Seeschiffahrt von der Vorlage einer 
Bestätigung des Bundesministers für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr oder der von ihm 
bestimmten Stelle abhängig gemacht wird, daß 
die Kapitalanlage verkehrspolitisch und entwick- 
lungspolitisch förderungswürdig ist. Die Aus- 
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schüsse haben deshalb eine entsprechende Er- 
gänzung des § 1 Abs. 2 beschlossen. 

3. Nach § 2 Abs. 1 des Gesetzentwurfs kann bei 
Kapitalanlagen, die durch Sacheinlagen erworben j 
werden oder in solchen bestehen, auf die Auf- 
deckung vorhandener stiller Reserven verzichtet 
werden. Das gilt auch, wenn Investitionen in 
Entwicklungsländern vorgenommen werden, mit 
denen ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung besteht. In diesen Fällen 
unterliegen die Einkünfte aus den Kapitalanlagen 
im Sinn des § 1 Abs. 2 Ziff. 2 und 3 des Ent- 
wurfs nicht der deutschen Besteuerung. Dies 
könnte dazu führen, daß Wirtschaftsgüter in 
solche Entwicklungsländer überführt und dort 
nach kurzer Zeit mit hohen Gewinnen veräußert 
werden, ohne daß der erzielte Veräußerungs- 
gewinn in der Bundesrepublik steuerlich erfaßt 
werden könnte. Um solchen Mißbräuchen ent- 
gegenzuwirken, halten es die beteiligten Aus- 
schüsse für erforderlich, daß die Begünstigung 
des § 2 von der Bedingung abhängig gemacht 
wird, daß die in diese Entwicklungsländer über- 
führten Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
mindestens drei Jahre nach ihrer Zuführung in 
das Entwicklungsland dort verbleiben (§ 2 Abs. 1 
letzter Satz). 

4. Alle beteiligten Ausschüsse halten es für zweck- 
mäßig, den Kreis der Entwicklungsländer nicht 
im Gesetz selbst abzugrenzen, sondern die Bun- 
desregierung zu ermächtigen, durch Rechtsver- j 
Ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Entwicklungsländer im Sinne dieses Gesetzes zu 
bestimmen. Entscheidend hierfür war insbeson- 
dere die Tatsache, daß im Wege einer Rechtsver- 
ordnung eine Änderung des Kreises der Ent- 
wicklungsländer im Hinblick auf eine Änderung j 


der politischen oder wirtschaftlichen Verhältnisse 
in einzelnen Entwicklungsländern leichter mög- 
lich ist. Sie haben deshalb eine entsprechende 
Änderung des § 4 beschlossen. 

5. Die Umwandlung des § 4 in eine Ermächtigungs- 
vorschrift macht eine entsprechende Ergänzung 
der Berlin-Klausel in § 8 erforderlich. 

Alle beteiligten Ausschüsse haben eingehend ge- 
prüft, ob die im Entwicklungshilfe-Steuergesetz vor- 
gesehenen Vergünstigungen auf Investitionen im 
Umlaufvermögen ausgedehnt werden können. Eine 
entsprechende Ergänzung des Gesetzes hat jedoch 
nur der Außenhandelsausschuß vorgeschlagen. Der 
Ausschuß für Entwicklungshilfe und der Finanzaus- 
schuß sind zu dem Ergebnis gekommen, daß von 
einer solchen Ausweitung des Gesetzes abgesehen 
werden sollte. Entscheidend hierfür war insbeson- 
dere der Gesichtspunkt, daß durch Investitionen im 
Umlaufvermögen, insbesondere in der Anlegung 
oder Erweiterung von Warenlägern, nur in sehr be- 
grenztem Maße zur wirtschaftlichen Entwicklung 
der in Betracht kommenden Länder beigetragen 
werden kann. Außerdem könnte eine solche Maß- 
nahme als Exportsubvention angesehen werden, die 
nicht im Einklang mit den internationalen Verein- 
! barungen der Bundesrepublik steht. Von Bedeutung 
für die Entscheidung der Ausschüsse waren endlich 
auch die großen praktischen und verwaltungsmäßi- 
gen Schwierigkeiten, die sich bei einer Einbezie- 
hung des Vorratsvermögens in die Begünstigung 
ergeben würden. 

Alle Ausschüsse sind der Auffassung, daß die Bun- 
desregierung dem Bundestag bis zum 31. Dezember 
1966 über die Auswirkungen des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes berichten soll, damit sich der Bundes- 
tag rechtzeitig vor Ablauf der Geltungsdauer des 
Gesetzes über eine etwaige Verlängerung oder Ver- 
besserung des Gesetzes schlüssig werden kann. 


Bonn, den 3. Dezember 1963 


Frau Beyer (Frankfurt) 

Berichterstattei in 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1476 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag bis zum 31. Dezember 1966 über 
die sachlichen und finanziellen Auswirkungen 
des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes zu be- 
richten. 


Bonn, den 3. Dezember 1963 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Frau Beyer (Frankfurt) 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur Förderung von 
privaten Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
(Entwicklungshilfe-Steuergesetz) 

— Drucksache IV/ 1476 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen 
zur Förderung von privaten Kapitalanlagen in 
Entwicklungsländern 
(Entwicklungshilfe-Steuergesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Steuern vom Einkommen 

§ 1 

Bewertungsabschlag und steuerfreie Rücklage 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 4 Abs. 1 oder 
§ 5 des Einkommensteuergesetzes ermitteln und die 
nach dem 31. Dezember 1962 Entwicklungshilfe 
durch Kapitalanlagen in Entwicklungsländern lei- 
sten, können für die Ermittlung des Gewinns 

1. bei der Bewertung der Kapitalanlagen 
einen Abschlag bis zur Höhe von 15 vom 
Hundert der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten der Kapitalanlagen vorneh- 
men und 


Beschlüsse de.s 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen 
zur Förderung von privaten Kapitalanlagen in 
Entwicklungsländern 
(Entwicklungshilfe-Steuergesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rateis das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSHNITT 
Steuern vom Einkommen 
§ 1 

Bewertungsabschlag und steuerfreie Rücklage 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 4 Abs. 1 oder 
§ 5 des Einkommensteuergesetzes ermitteln und die 
nach dem 31. Dezember 1962 und vor dem 1. Januar 
1968 Entwicklungshilfe durch Kapitalanlagen in Ent- 
wicklungsländern leisten, können für die Ermittlung 
des Gewinns 

1 . unverändert 


2. eine den steuerlichen Gewinn mindernde 2. unverändert 

Rücklage bis zur Höhe von 50 vom Hun- 
dert der um den Abschlag nach Ziffer 1 
verminderten Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten der Kapitalanlagen bilden. 

Die Rücklage ist vom sechsten auf ihre 
Bildung folgenden Wirtschaftsjahr an 
jährlich mit mindestens einem Sechstel 
gewinnerhöhend aufzulösen. 
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Entwurf 

Bei Kapitalanlagen im Sinn des Absatzes 2 Ziff. 2 
und 3 in Entwicklungsländern, mit denen ein Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
besteht, gilt Satz 1 Ziff. 2 mit der Maßgabe, daß eine 
gewinnmindernde Rücklage bis zur Hohe von 60 
vom Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten der Kapitalanlagen gebildet werden kann; 
Satz 1 Ziff. 1 ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. 

(2) Kapitalanlagen in Entwicklungsländern im 
Sinn des Absatzes 1 sind 

1. Beteiligungen an Kapitalgesellschaften in 
Entwicklungsländern, die anläßlich der 
Gründung oder einer Kapitalerhöhung er- 
worben worden sind, 

2. Einlagen in Personengesellschaften in Ent- 
wicklungsländern zum Zweck der Grün- 
dung oder einer erheblichen Erweiterung 
des Unternehmens und 

3. Betriebsvermögen, das einem Betrieb oder 
einer Betriebstätte des Steuerpflichtigen 
in Entwicklungsländern zum Zweck der 
Gründung oder einer erheblichen Erweite- 
rung des Betriebs (der Betriebstätte) zu- 
geführt worden ist, 

wenn die Gesellschaft, der Betrieb oder die Betrieb- 
stätte in Entwicklungsländern ausschließlich oder 
fast ausschließlich die Herstellung oder Lieferung 
von Waren, die Gewinnung von Bodenschätzen, die 
Bewirkung gewerblicher Leistungen oder den Be- 
trieb einer Land- und Forstwirtschaft zum Gegen- 
stand hat. 


(3) Der Bewertungsabschlag nach Absatz 1 Ziff. 1 
und die Rücklage nach Absatz 1 Ziff. 2 und Satz 2 
sind nur in dem Wirtschaftsjahr zulässig, in dem die 
Mittel der Gesellschaft, dem Betrieb oder der Be- 
triebstätte in Entwicklungsländern zugeführt wor- 
den sind. Bei der Bemessung des Bewertungsab- 
schlags und der Rücklage sind die Kapitalanlagen 
nur zu berücksichtigen, soweit die zugeführten Mit- 
tel in abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlage- 
vermögens bestehen oder bis zum Ende des auf 
die Zuführung in das Entwicklungsland folgenden 
Wirtschaftsjahrs zur Anschaffung oder Herstellung 
abnutzbarer Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
verwendet werden. 

(4) Kapitalanlagen im Sinn des Absatzes 2 Ziff. 1 
können auch dann als Betriebsvermögen des inlän- 
dischen Betriebs des Steuerpflichtigen behandelt 
werden, wenn zwischen diesem Betrieb und den 
Beteiligungen an den Kapitalgesellschaften in Ent- 
wicklungsländern kein wirtschaftlicher Zusammen- 
hang besteht. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Bei Kapitalanlagen im Sinn des Absatzes 2 Ziff. 2 
und 3 in Entwicklungsländern, mit denen ein Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
besteht, gilt Satz 1 Ziff. 2 mit der Maßgabe, daß eine 
gewinnmindernde Rücklage bis zur Höhe von 60 
vom Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten der Kapitalanlagen gebildet werden kann; 
Satz 1 Ziff. 1 ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. 

(2) Kapitalanlagen in Entwicklungsländern im 
Sinn des Absatzes 1 sind 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


wenn die Gesellschaft, der Betrieb oder die Betrieb- 
stätte in Entwicklungsländern ausschließlich oder 
fast ausschließlich die Herstellung oder Lieferung 
von Waren, die Gewinnung von Bodenschätzen, die 
Bewirkung gewerblicher Leistungen oder den Be- 
trieb einer Land- und Forstwirtschaft zum Gegen- 
stand hat. Soweit die Bewirkung gewerblicher Lei- 
stungen im Betrieb von Handelsschiffen im inter- 
nationalen Verkehr besteht, ist weitere Vorausset- 
zung, daß der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verkehr oder die von ihnen bestimmte 
Stelle die entwicklungspolitische und verkehrspoli- 
tische Förderungswürdigkeit der Kapitalanlage be- 
stätigt. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

§ 2 

Sondervorschriften 

für Kapitalanlagen durch Sacheinlagen 

(1) Kapitalanlagen im Sinn des § 1 Abs. 2, die 
durch Sacheinlagen erworben worden sind oder in 
solchen bestehen, können auch dann, wenn sie nach 
§ 6 des Einkommensteuergesetzes mit einem höhe- 
ren Wert anzusetzen waren, mit dem Wert in der 
Bilanz ausgewiesen werden, mit dem die hingege- 
benen Wirtschaftsgüter im Zeitpunkt ihres Aus- 
scheidens aus dem Betriebsvermögen des inländi- 
schen Betriebs nach den Vorschriften über die steuer- 
liche Gewinnermittlung anzusetzen gewesen wären 
(Buchwert). Bei in Sacheinlagen bestehenden 
Kapitalanlagen im Sinn des § 1 Abs. 2 Ziff. 2 und 3 
in Entwicklungsländern, mit denen ein Abkommen 
zur Vermeidung ider Doppelbesteuerung besteht, 
kann ider Unterschied zwischen dem Buchwert und 
dem Teilwert der hingegebenen Wirtschaftsgüter 
im Zeitpunkt ihres Ausscheidens aus dem Betriebs- 
vermögen des inländischen Betriebs bei der Ge- 
winnermittlung außer Ansatz bleiben. 


(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 bemessen sich 
der Bewertungsabschlag und die Rücklage nach § 1 
Abs. 1 nach dem Buchwert der hingegebenen Wirt- 
schaf tsgüter. 

(3) Sacheinlagen im Sinn des Absatzes 1 liegen 
vor, soweit der Gesellschaft, dem Betrieb oder der 
Betriebstätte in Entwicklungsländern ab nutzbare 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zugeführt 
worden sind. 

§ 3 

Wegfall der Steuervergünstigungen 

(1) Werden Kapitalanlagen nach § 6 des Einkom- 
mensteuergesetzes mit dem niedrigeren Teilwert 
angesetzt, so ist eine nach § 1 Abs. 1 gebildete 
Rücklage im Wirtschaftsjahr des Ansatzes des nied- 
rigeren Teilwerts in Höhe des Anteils, der dem 
Unterschied zwischen dem Wert, mit dem die Kapi- 
talanlage bisher angesetzt war, und dem niedrige- 
ren Teilwert entspricht, vorzeitig gewinnerhöhend 
aufzulösen. 

(2) Werden Kapitalanlagen im Sinn des § 1 
Abs. 2 Ziff. 1 veräußert oder in das Privatvermögen 
überführt, so ist die Rücklage im Wirtschaftsjahr 
der Veräußerung oder Überführung in das Privat- 
vermögen im Verhältnis des Anteils der veräußer- 
ten oder in das Privatvermögen überführten Kapital- 
anlage zur gesamten Kapitalanlage vorzeitig ge- 
winnerhöhend aufzulösen. Entsprechendes gilt, wenn 
bei Kapitalanlagen im Sinn des § 1 Abs. 2 zum Be- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 2 

Sondervorschriften 

für Kapitalanlagen durch Sacheinlagen 

(1) Kapitalanlagen im Sinn des § 1 Abs. 2, die 
durch Sacheinlagen erworben worden sind oder in 
solchen bestehen, können auch dann, wenn sie nach 
§ 6 des Einkommensteuergesetzes mit einem höhe- 
ren Wert anzusetzen wären, mit dem Wert in der 
Bilanz ausgewiesen werden, mit dem die hingege- 
benen Wirtschaftsgüter im Zeitpunkt ihres Aus- 
scheidens aus dem Betriebsvermögen des inländi- 
schen Betriebs nach den Vorschriften über die steuer- 
liche Gewinnermittlung anzusetzen gewesen wären 
(Buchwert). Bei in Sacheinlagen bestehenden 
Kapitalanlagen im Sinn des § 1 Abs. 2 Ziff. 2 und 3 
in Entwicklungsländern, mit denen ein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung besteht, 
kann der Unterschied zwischen dem Buchwert und 
dem Teilwert der hingegebenen Wirtschaftsgüter 
im Zeitpunkt ihres Ausscheidens aus dem Betriebs- 
vermögen des inländischen Betriebs bei der Ge- 
winnermittlung außer Ansatz bleiben. Die Vergün- 
stigung des Satzes 2 wird unter der Bedingung 
gewährt, daß die hingegebenen Wirtschaftsgüter 
mindestens drei Jahre nach ihrer Zuführung in der 
Personengesellschaft, dem Betrieb oder der Betrieb- 
stätte im Entwicklungsland verbleiben. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 3 

Wegfall der Steuervergünstigungen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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triebsvermögen der Gesellschaft, des Betriebs oder 
der Betriebstätte in Entwicklungsländern gehörende 
Wirtschaftsgüter, die bei der Bemessung der 
Rücklage berücksichtigt worden sind, veräußert oder 
in ein Land überführt werden, das nicht zu den Ent- 
wicklungsländern gehört, ohne daß von der Gesell- 
schaft, dem Betrieb oder der Betriebstätte bis zum 
Ende des auf die Veräußerung folgenden Wirt- 
schaftsjahrs in entsprechendem Umfang Ersatzwirt- 
schaftsgüter angeschafft oder hergestellt werden. 

(3) Erfüllt die Gesellschaft, der Betrieb oder die 
Betriebstätte in Entwicklungsländern nicht mehr die 
Voraussetzung des § 1 Abs. 2 letzter Halbsatz, so 
sind die Kapitalanlagen mit dem Wert anzusetzen, 
der sich ergibt, wenn der Bewertungsabschlag nach 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 nicht in Anspruch genommen wor- 
den wäre; die steuerfreie Rücklage ist in diesem 
Falle in voller Höhe gewinnerhöhend aufzulösen. 


Beschlüsse de.s 14. Ausschusses 


(3) unverändert 


§ 4 

Entwicklungsländer 


§ 4 

Entwicklungsländer 


Entwicklungsländer im Sinn dieses Gesetzes sind 


Griechenland 

Island 

Portugal 


Spanien 

Türkei 

Zypern 


sowie alle außereuropäischen Länder und Gebiete 
außerhalb des sowjetisch-chinesischen Blocks mit 
Ausnahme der folgenden: 


Australien 

Bahama-Jnseln 

Bermuda-Inseln 

Japan 

Kanada 


Niederländische Antillen 
Neuseeland 
Südafrikanische Union 
Vereinigte Staaten von 
Nordamerika. 


Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
den Kreis der Länder und Gebiete zu bestimmen, 
die aufgrund ihrer wirtschaftlichen oder politischen 
Verhältnisse und unter Berücksichtigung des mit 
diesem Gesetz angestrebten Erfolgs als Entwick- 
lungsländer im Sinn dieses Gesetzes anzuerkennen 
sind. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Gewerbesteuer und Vermögensteuer 

§ 5 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 4 gelten auch 
für die Ermittlung des Gewerbeertrags nach § 7 des 
Gewerbesteuergesetzes. 

(2) Wirtschaftsgüter, für die nach § 1 Abs. 1 
Ziff. 1 ein Bewertungsabschlag vorgenommen wor- 
den ist, sind bei der Ermittlung des Einheitswerts 
des gewerblichen Betriebs mit dem für die Vermö- 
gensbesteuerung maßgeblichen Wert, vermindert 
um den nach § 1 Abs. 1 Ziff. 1 vorgenommenen Be- 
wertungsabschlag, anzusetzen. 

(3) Ist nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 oder Satz 2 eine 
Rücklage gebildet worden, so ist diese bei der Er- 
mittlung des Einheitswerts des gewerblichen Be- 
triebs in gleicher Höhe abzuziehen, wie sie in der 
Steuerbilanz für den letzten Bilanzstichtag vor dem 
für die Ermittlung des Einheitswerts des gewerb- 


ZWEITER ABSCHNITT 
Gewerbesteuer und Vermögensteuer 

§ 5 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Entwurf 

liehen Betriebs maßgebenden Bewertungsstichtag 
ausgewiesen worden ist. 

DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 6 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

In § 34 d des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1253) wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten 
nur für Entwicklungshilfe durch Kapitalanlagen in 
Entwicklungsländern, die vor dem 1. Januar 1963 
geleistet worden ist." 

§ 7 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

§ 9 a des Vermögensteuergesetzes in der Fassung 
vom 10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1961 
vom 13. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 981), ist für 
Veranlagungszeitpunkte nach dem 1. Januar 1963 
nur anzuwenden, soweit vor dem 1. Januar 1963 
Entwicklungshilfe durch Kapitalanlagen in Ent- 
wicklungsländern geleistet worden ist. 

§ 8 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


DRITTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 6 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

unverändert 


§ 7 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

unverändert 


§ 8 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

unverändert 
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